

[image: Coverabbildung des Buches BSW - Bündnis Sahra Wagenknecht]






Einführung


Ein Gespenst geht um in Deutschland. Manche betrachten dieses Gespenst eher als Ungeist, der dabei ist, die Linkspartei zu schädigen und aus den Parlamenten zu katapultieren. Andere verbinden mit diesem Gespenst die Hoffnung auf eine neue Partei, die endlich politische Heimat für all jene sein kann, die mit den etablierten Parteien unzufrieden sind, zugleich jedoch nicht die rechtspopulistische bis rechtsextreme Alternative für Deutschland (AfD) wählen wollen. Die Rede ist von Sahra Wagenknecht, eine der bekanntesten und auch umstrittensten Politikerinnen der Linkspartei.


Ihre politische Karriere begann für die Öffentlichkeit als Sprecherin der »kommunistischen Plattform« innerhalb der Linkspartei und gipfelte im Co-Vorsitz der Bundestagsfraktion. Insbesondere mit ihren Thesen zur Flüchtlingspolitik isolierte sie sich selbst innerhalb der Partei. Je weiter der Konflikt zwischen Wagenknecht und den jeweiligen Parteivorständen gedieh, desto mehr erachtete sie jeden Beschluß, der nicht auf ihrer politischen Linie lag, als Affront gegen sie selbst und ihre Unterstützer. Zuweilen entstand der Eindruck, daß der Parteivorstand in seiner programmatischen Arbeit aus Sicht von Wagenknecht vor allem die Absicht verfolgte, sie zu mobben und aus der Partei zu drängen.


Besonders im Jahr 2023 spaltete die Debatte um den Austritt Wagenknechts und deren geplante Gründung einer neuen Partei die Linkspartei. Ihre Anhänger sahen in ihr die Garantin für den Einzug der Linkspartei ins Parlament, ihre Kritiker warfen ihr vor, durch ständige Querschüsse eine politische Profilierung der Linkspartei zu verhindern, weil ihretwegen ständig die internen Auseinandersetzungen das Bild der Partei in der Öffentlichkeit prägten und damit trübten.


Gab es noch Anfang des Jahres 2023 Bemühungen, einen Bruch zu vermeiden, hatte der neue Parteivorstand sich schließlich doch für das Ende mit Schrecken anstelle eines Schreckens ohne Ende entschieden und Wagenknecht aufgefordert, ihr Bundestagsmandat zurückzugeben und die Partei zu verlassen. Der Co-Fraktionsvorsitzende Bartsch stellte sich im Gegensatz zur Co-Vorsitzenden Amira Mohamed Ali, die dem Wagenknecht-Lager zugerechnet wurde und die später auch gemeinsam mit ihr die Partei verließ, um das BSW zu gründen, auf die Seite des Parteivorstandes und warnte davor, Ressourcen der Fraktion zu nutzen, um die Parteigründung vorzubereiten.1


Die Parteigründung Wagenknechts war bereits vor ihrer eigentlichen Gründung ein prominentes Thema in den Medien. In verschiedenen Meinungsumfragen wurde so getan, als gebe es die Partei bereits und bescheinigten ihr ein Potential von rund 20 Prozent.2 Diese Zahlen waren allerdings mit Vorsicht zu genießen, denn es gab zum Zeitpunkt dieser Umfragen diese Partei ebensowenig wie ein Parteiprogramm und eine personelle Besetzung, die für die Bewertung einer Wahlentscheidung durch die Wähler durchaus von Bedeutung waren. Zudem war und ist fraglich, wie lange die Popularität Wagenknechts in Teilen der Bevölkerung ausreichen wird, um die Partei zu tragen.


Bereits die Gründung der Sammlungsbewegung ›Aufstehen‹ durch Sahra Wagenknecht endete nach kurzer Zeit im Desaster, weil Wagenknecht bei deren Organisation versage.3


So durfte also auch in den Medien über einen langen Zeitraum fleißig spekuliert werden, wofür diese Partei wohl stehen konnte. Entsprechend ihrer bisherigen politischen Äußerungen durfte angenommen werden, daß es sich um eine sogenannte »Querfront-Partei« handeln würde, die sowohl rechte als auch linke Wähler ansprechen sollte, vorzugsweise wohl als Modell einer Protestpartei. Boris Hermann beschrieb das Projekt Wagenknechts in der Süddeutschen Zeitung als »linkskonservative Partei«.4 Angesichts der Position Wagenknechts in der Flüchtlingspolitik und auch bezüglich der Corona-Maßnahmen dürfte die Partei allerdings der AfD näherstehen als konservativen Parteien, somit eher dem rechtspopulistischen oder autoritär-populistischen Parteien zuzuordnen sein.


Fraglich war auch, ob Wagenknecht mit ihrer neuen Partei die zuweilen prognostizierten oder vermuteten bis zu 20 Prozent erreichen würde und auf wessen Kosten dieser mögliche Erfolg gehen könnte. Die entsprechenden Umfragen und auch die Einschätzung von Journalisten und Politikwissenschaftlern deuteten darauf hin, daß die Gründung dieser Partei der AfD mehr schaden könnten als der Linkspartei. Doch all dies gehörte in den Bereich der Kaffeesatzleserei, so lange die Partei noch nicht gegründet war und über kein entsprechendes Parteiprogramm verfügte. Inwieweit die Partei Sahra Wagenknechts erfolgreich sein konnte und wird, hingt von vielen Faktoren ab, von denen einige auch in diesem Buch diskutiert werden.


Die Entstehungsgeschichte des Bündnisses Sahra Wagenknecht (BSW) wird in diesem Buch umfassen dargestellt, wobei besonders die politischen Ziele und die Personalien im Mittelpunkt stehen werden, zugleich aber auch die Strategien der neuen Partei. Die Diskussion über das Bündnis Sahra Wagenknecht kann nicht geführt werden, ohne dabei auch einen Blick auf die Linkspartei zu werfen, die ebenfalls immer wieder Thema in diesem Buch sein wird. Denn es war das Zerwürfnis zwischen Wagenknecht und der Linkspartei, das am Ende zur Gründung der BSW geführt hatte. Schon deshalb werden auch immer wieder die Entwicklungen und Reaktionen in der Linkspartei Thema in diesem Buch sein.


Bei der Betrachtung der politischen Themen und der Ausrichtung der neuen Partei werden auch Fragen der politischen Nähe des BSW zur AfD angesprochen, der Wagenknecht ausdrücklich die Wähler abwerben wollte. Angesprochen wird überdies die Frage, inwieweit es sich beim BSW um eine populistische Partei handelt und auch Sahra Wagenknecht eine populistische Strategie verfolgt.


Das Buch betrachtet neben den inhaltlichen auch die formalen Aspekte der Gründung der Partei und der Parteiwerdung. Diese formalen Aspekte tragen zum Erfolg oder Mißerfolg bei, denn sie schaffen die Voraussetzungen dafür, daß die Partei als solche auftreten kann und bestimmen, welche Rechte und Pflichten diese hat. Es schließt sich eine Darstellung der politisch-inhaltlichen Ziele des BSW an, soweit sie bis zum Abschluß des Buches bereits vorliegen und beurteilt werden können. Diese sollen umfassend mit den von Sahra Wagenknecht in ihren Büchern, insbesondere ihrer programmatischen Veröffentlichung »Die Selbstgerechten« abgeglichen und untersucht werden, inwieweit sie die Programmatik der nach ihr benannten Parteigründung bestimmt.


Die zweite Auflage dieses Buches erweitert die erste um die Entwicklungen des BSW seit deren Veröffentlichung. Diese umfaßt die programmatische Weiterentwicklung der Partei, die zum Zeitpunkt der Europawahl gerade einmal über ein vierseitiges Parteiprogramm verfügte und zur Europawahl ein zwanzigseitiges Wahlprogramm vorlegte, das als erster Ausblick auf die politischen Inhalte der Partei gelten durfte. Mittlerweile hat die Partei ihr umfassendes Parteiprogramm erst für die Zeit nach der Bundestagwahl angekündigt, so daß auch für diese zweite Auflage allenthalben verbleibt, auf öffentliche Äußerungen, Ankündigungen und Programme für die Landtagswahlen in den neuen Bundesländern im Herbst 2024 sowie die Bürgerschaftswahl in Hamburg 2025 zurückzugreifen.


Ebenso wichtig wie die geschriebene Programmatik ist das Handeln der Partei in den Parlamenten, in die sie bereits eingezogen ist, beziehungsweise im Wege der Spaltung der Linkspartei Mitglieder in eine eigene Gruppe transferiert hat, sowie die öffentlichen Äußerungen der Parteivertreter in den Medien. Auch auf diese Aspekte wird darstellend mit den entsprechenden Schlußfolgerungen für die Programmatik eingegangen.


Dabei werden die bisherigen Erkenntnisse der ersten Auflage weitgehend im Buch gehalten, zumal die zweite Auflage in weiten Teilen hierauf auch Bezug nehmen und aufbauen kann. Somit führt die neue Auflage die Leser näher und tiefer an die Inhalte der Partei, deren Ziele, Konzepte und Strategien als die erste Auflage dieses Buches.


Für die Unterstützung, wertvolle Hinweise und Motivation bei diesem Buch danke ich Silke-Maria Homeyer und meiner Mutter Ingeborg Bercanay für die Durchsicht und Korrektur dieses Buches. Wertvolle Hinweise habe ich auch von Followern auf X bekommen, die in dieses Buch einflossen. Auch ihnen möchte ich für diese Unterstützung danken.


Einführung zur zweiten Auflage


Seit Veröffentlichung der ersten Auflage hat sich insbesondere in der Klärung der Ziele und der Entwicklung von Wahlprogrammen des Bündnisses Sahra Wagenknecht einiges getan. Vieles, was zur Drucklegung der ersten Auflage noch im Unklaren war, hat inzwischen deutlichere Konturen angenommen. Auch die öffentlichen Äußerungen und die organisatorische Entwicklung der Partei sind in der Zwischenzeit vorangekommen. Material und Anlaß genug, eine zweite Auflage dieses Buches zu erarbeiten und zu veröffentlichen.


Aufbauend auf die erste Auflage wurde insbesondere der Teil über die Programmatik des BSW deutlich ausgebaut, aktualisiert und erweitert. Weitere Entwicklungen und öffentliche Äußerungen der Partei sind in die zweite Auflage eingeflossen, darüber hinaus eine Darstellung der bisherigen Wahler- und Mißerfolge sowie die Koalitionsverhandlungen im Rahmen der Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg.


Mit einem restriktiven Aufnahmeverfahren wollte Sahra Wagenknecht verhindern, daß es innerhalb der Partei zu Flügelkämpfen kommt. Es zeigte sich, daß sich auch an dieser Praxis Auseinandersetzungen und Kritik entzündet haben und im Ergebnis angesichts der Neuwahlen zum Deutschen Bundestag im Februar 2025 die Partei vor allem wegen dieses Aufnahmeverfahrens nicht in der Lage war, eine ausreichende Zahl von Wahlkreiskandidaten aufzustellen. Wegen der schwachen Repräsentanz und mangels der Aussicht, tatsächlich auch Wahlkreise direkt zu gewinnen, war es dem BSW bei der Bundestagswahl 2025 nicht möglich, nach dem knappen Scheitern an der Sperrklausel über den Weg der Grundmandatsklausel in den Bundestag einzuziehen, wie es der Linkspartei im Jahr 2021 gelungen war. Auch die Diskussionen über dieses Aufnahmeverfahren des BSW und mögliche Konflikte mit dem Parteiengesetz werden in diesem Buch aufgegriffen.


Weiterhin sollen die Themen des BSW und die Strategie der Partei auch hinsichtlich ihrer Ziele dargestellt und diskutiert werden, die auch im Bundestagswahlkampf eine Rolle spielten und möglicherweise auch dazu führten, daß die Partei nicht in den Bundestag gewählt wurde. Dabei wird in diesem Buch bewußt darauf verzichtet, hierfür die Wendung »wieder in den Bundestag gewählt« zu verwenden, denn, wie bereit auch schon in der ersten Auflage vertreten, wird hier der Standpunkt vertreten, daß das BSW bislang ohne Legitimation durch die Wähler im Bundestag saß. Der formelle Versuch, durch die Legitimation der Wähler in den Bundestag einzuziehen, wurde somit durch das BSW erst bei der Bundestagswahl 2025 unternommen, so daß von einem »Wiedereinzug« oder dem Versuch, »wieder in den Bundestag gewählt zu werden«, nicht gesprochen werden kann. Dies mag auf den ersten Blick kleinlich wirken, basiert jedoch auf der hier vertretenen Annahme über die Legitimation von Parteien im Bundestag. Details zu diesem Thema werden auch in der zweiten Auflage erhalten bleiben beziehungsweise erweitert.


Ebenfalls ausgebaut und erweitert wurde der Aspekt der Nähe des BSW zum Rechtspopulismus und zur AfD. In der Öffentlichkeit ist dieser Aspekt nach wie vor chronisch unterbelichtet, weil der Ruf Wagenknechts, Linke zu sein, der noch aus ihrer Zeit als Sprecherin der Kommunistischen Plattform in der PDS herrührt, offenbar für einige Beobachter den Blick auf ihre politische Entwicklung ins rechtspopulistische Lager versperrt. Seit der ersten Auflage hat sich diese Entwicklung verstärkt und bestimmt aus der hier vertretenen Sicht das Profil der Partei stärker als die politischen linken Elemente des Parteiprogramms.


Für die zweite Auflage wurde das Buch bis auf die einführenden Kapitel komplett überarbeitet und neu strukturiert. Die Inhalte und Ziele des BSW werden in diesem Buch umfassender und detaillierter dargestellt als in der ersten Auflage. Hierzu wurde in erster Linie auf die Parteiveröffentlichungen selbst und auf deren Wortmeldungen in den Medien zurückgegriffen. Auch ein Jahr nach der Gründung des BSW ist die Literaturlage sehr übersichtlich. Es wird wohl auch von der weiteren Entwicklung des BSW nach der Wahlniederlage bei der Bundestagswahl 2025 abhängen, ob dies so bleibt.


Nachdem, wie in der ersten Auflage auch bereits prognostiziert, die WerteUnion sich bei den Wahlen und auch sonst in der Öffentlichkeit nicht durchsetzen konnte und eine Randerscheinung geblieben ist, wurde in der neuen Auflage darauf verzichtet, die Karriere und die Inhalte dieser Partei erneut zu berücksichtigen oder gar zu erweitern. Auch die jüngsten Wahlergebnisse der WerteUnion lassen den Schluß zu, daß diese Parteigründung gescheitert ist und ihr auch weiterhin Wahlergebnisse, die einen Prozentpunkt überschreiten, verwehrt bleiben.





1 vgl. Zeit online: Fraktionschef Bartsch droht möglichen Gründern einer Konkurrenzpartei. 13.06.2023, https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-06/linke-dietmarbartsch-konkurrenzpartei-sahra-wagenknecht.
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Parteien und Fraktionen


Vorangestellt werden soll nun eine kleine Einführung in die Parteienlandschaft der Bundesrepublik, den Regelungen zur Parteigründung und zu den Regelungen bezüglich Parteien und Fraktionen im Bundestag. Dies ist auch deshalb für dieses Buch von Interesse, weil die Parteigründung Sahra Wagenknechts auch in diesem Zusammenhang das eine oder andere Problem aufwirft, das in diesem Buch dargestellt und diskutiert werden soll. Dies fällt leichter, wenn zuvor bereits in die Grundlagen jener Problematiken eingeleitet wurde.


Parteien wirken gemäß dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland an der Willensbildung des Volkes mit (Art. 21 Abs. 1 Satz 1). Sie gelten als Transmissionsriemen zwischen der Gesellschaft und dem Parlament. Sie nehmen in der repräsentativen Demokratie eine wichtige Rolle wahr, indem sie politische Ziele und Programme bereitstellen, auf deren Grundlage sie durch die Wahlbevölkerung gewählt werden, die sich mit den jeweiligen Zielen und Programmen identifizieren können. Diese Rolle der Parteien ist allgemein verfassungsrechtlich anerkannt. Parteien stehen somit auf der Achse zwischen Gesellschaft und Staat ohne staatliches Organ zu sein. Sie nominieren Kandidaten für den Bundestag und bilden nach der Wahl die Fraktionen im Bundestag.




Parteienlandschaft


Die Parteienlandschaft in der Bundesrepublik Deutschland unterlag seit der Staatsgründung einer wechselhaften Entwicklung, und dies auch nicht erst seit der deutschen Einheit.


Dem ersten Bundestag gehörten zehn Parteien an, was darauf zurückzuführen war, daß es noch keine Sperrklausel gab. 136 Sitze entfielen auf die SPD, 117 Sitze auf die CDU, 24 Sitze auf die CSU und 53 Sitze auf die FDP. Die weiteren 80 Sitze verteilten sich auf sieben Parteien, darunter die KPD (15), die Bayernpartei (17) und die Deutsche Partei (17) sowie drei weitere parteilose Abgeordnete.5 Bereits beim zweiten Bundestag reduzierte sich die Zahl der Parteien auf sieben und ging zur Bundestagswahl 1961 auf vier Parteien zurück, nämlich SPD, CDU, CSU und FDP. Dies hing nicht nur mit der Einführung der Sperrklausel zusammen, sondern auch damit, daß die Parteien, die sich als die Interessenvertreter der Vertriebenen und Kriegsverbrecher betrachten, im Laufe der 1950er Jahre an Bedeutung verloren.


Nun trat eine Phase ein, die von manchen Beobachtern als eine Phase der Stabilität betrachtet wurde hinsichtlich der Zahl der im Bundestag vertretenen Parteien, denn bis zum Einzug der Grünen im Jahr 1983 blieb es bei diesen vier Parteien im Bundestag, mithin zweiundzwanzig Jahre lang. Der FDP fiel hierbei die Rolle des Königmachers zu, denn die beiden großen Fraktionen SPD und CDU/CSU waren jeweils auf die Freien Demokraten als Koalitionspartner angewiesen, um eine parlamentarische Mehrheit im Bundestag zu bilden.


Nach einer Phase des Zögerns ließ sich die SPD schließlich zunächst nach Landtagswahlen in Hessen, dann auch in weiteren Bundesländern auf Koalitionen mit den Grünen ein. Im Jahr 1998 entstand die erste rot-grüne Koalition auf Bundesebene. Zuvor war die PDS im Jahr 1990 erstmals in den Bundestag eingezogen und erhöhte die Zahl der Parteien im Bundestag auf sechs.


Mit der weiter unten noch zu beschreibenden Bildung der Linkspartei als Reaktion auf die Agenda 2010 des sozialdemokratischen Bundeskanzlers Gerhard Schröder etablierte sich Die Linke im Bundestag.


Erstmals 2013 trat die neu gegründete Alternative für Deutschland (AfD) zu einer Bundestagswahl an und erreichte 4.7 Prozent. Zu der Zeit handelte es bei der AfD noch um eine konservativliberale Partei, die den Kurs der Bundeskanzlerin Angela Merkel zur Rettung des Euro ablehnte. Zwar setzte der Gründer Bernd Lucke durchaus auch auf rechte Kräfte in der Partei. Diese spielten in der Anfangsphase jedoch eine untergeordnete Rolle und sollten erst im Laufe der Zeit erstarken und die Gründer der AfD aus der Partei drängen.


Im Jahr 2017 gelang der AfD der Einzug in den Bundestag. In der Zwischenzeit konnte die Partei auch in zahlreiche Landtage einziehen. Auch im Jahr 2021 gelang der AfD erneut der Einzug in den Bundestag. Seit dem erstarkte die Partei insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern, in denen sie inzwischen nach Umfragen bei über 30 Prozent liegt und damit in einigen von ihnen stärkste Kraft ist. Zugleich schwächelt sie teilweise in den westlichen Bundesländern, was teils auch mit internen Flügelkämpfen zu tun hatte. In Bremen wurde die AfD bei der Bürgerschaftswahl 2023 nicht zugelassen, weil zwei Parteigruppen Landeslisten einreichten und nicht klar war, welche der beiden Gruppen die Partei wirksam vertrat. In Schleswig-Holstein verfehlte die AfD bei der Landtagswahl 2022 mit 4.4 Prozent den Wiedereinzug in den Landtag.


Im Jahr 2023/24 geriet das Parteiensystem weiter in Bewegung, zunächst durch die in diesem Buch darzustellende und zu diskutierende Gründung des Bündnisses Sahra Wagenknecht, die mit der Vereinsgründung im Jahr 2023 eingeleitet und im Januar 2024 umgesetzt wurde. Ebenfalls im Januar 2024 kündigte die WerteUnion, ein Verein, der der CDU/CSU nahestand, jedoch keine offizielle Arbeitsgemeinschaft der Partei war, nun auch an, Partei werden und zu den Landtagswahlen in Brandenburg, Sachsen und Thüringen im Herbst 2024 antreten zu wollen. Führender Kopf der Parteigründung war der ehemalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen, der wegen seines rechtskonservativen Kurses zum Verlassen der CDU zunächst aufgefordert wurde. Als er dieser Aufforderung nicht nachkam, wurde ein Parteiausschlußverfahren gegen ihn eingeleitet. Dieses Verfahren erübrigte sich mit seinem Austritt im Januar 2024 im Vorfeld der Parteigründung.


Mit der WerteUnion entstand Mitte Februar 2024 somit eine weitere Partei, die ein rechtskonservatives bis rechtspopulistisches Profil hatte und mit der AfD in Konkurrenz um deren Wähler trat. Nachdem Sahra Wagenknecht angekündigt hatte, Wähler der AfD ein seriöses Angebot machen zu wollen,6 sah sich die AfD im Jahr 2024 nunmehr zwei Parteien gegenüber, die es auf ihre Wählerklientel abgesehen hatte und entsprechende politische Angebote machten. Am Ende des Jahres zeigte sich jedoch, daß im Spektrum rechtspopulistischer Parteien das Angebot mit der Gründung des BSW gesättigt war. Die WerteUnion kam bei allen Landtagswahlen in Ostdeutschland gerade einmal auf bis zu 0.6 Prozent und konnte auch bei der Bundestagswahl 2025 nur 6736 Stimmen (0.0 Prozent) auf sich vereinen.


Zugleich kam zu Beginn des Jahrs 2024 aufgrund der Enthüllung der Rechercheplattform Correctiv über ein Treffen hochrangiger AfD-Politiker, Neonazis und finanzstarker Unternehmer7 zu einer Diskussion über ein Parteienverbot der AfD. Diese Forderung stand zuvor schon im Raum, gewann jedoch aufgrund der Ergebnisse der Recherchen von Correctiv an Nachdruck auch aus der Gesellschaft.


Somit ereignete sich die Parteigründung durch Sahra Wagenknecht in einem Jahr, in dem das Parteiensystem und auch die möglichen Parteienkonstellationen für eine Regierungsbildung in Bewegung gekommen waren, wofür die Bildung einer sogenannten Ampel-Koalition aus SPD, Grüne und FDP nach der Bundestagswahl 2021 bereits ein deutliches Signal setze. Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik wurde ein solches Bündnis auf Bundesebene gebildet, bei dem die drei Parteien nicht nur hinsichtlich einzelner Politikfelder unterschiedliche Positionen vertraten. Die Ampel-Koalition wurde vielmehr aus Parteien gegründete, die in ihrem Verständnis der Rolle von Staat, Wirtschaft und Märkten für unterschiedliche bis gegensätzliche Positionen standen. Dies führte immer wieder zu öffentlichen Auseinandersetzungen in der Regierung und zu einem katastrophalen Erscheinungsbild der Koalition. Die Auseinandersetzungen in der AmpelKoalition förderte die Unzufriedenheit in der Bevölkerung und begünstigten eine Parteigründung wie jene von Sahra Wagenknecht, die in wesentlichen Politikbereichen verwaiste Wählerschaften zu erkennen meinte, die sie mit ihrer Parteigründung gewinnen könnte.


Die Fraktionen im Parlament


Von den Parteien sind die Fraktionen in den Parlamenten zu unterscheiden. Die Fraktionen setzen sich in der Regel aus den Mitgliedern der in die Parlamente gewählten Parteien zusammen. In der Bundesrepublik Deutschland ist es die Regel, daß die Mitglieder einer Fraktion auch nur einer Partei angehören. Prominente Ausnahme ist die Fraktion der CDU/CSU im Bundestag, in der beide Parteien eine Fraktionsgemeinschaft mit gemeinsamen Organen bilden. Dies wurde durch eine entsprechende Regelung in der Geschäftsordnung des Bundestages möglich, die von Kritikern zu Recht als »Lex CDU/CSU« betrachtet wird und nur deshalb aufgenommen wurde, um diese Konstruktion zu ermöglichen. Grundsätzlich bestünde auch für andere Parteien diese Möglichkeit, die jedoch bislang nicht genutzt wurde.


In der Vergangenheit wurde durchaus von anderen Parteien diskutiert, diese Regelung aufzuheben, was bisher nicht geschehen ist. Kritik wurde daran geübt, daß CDU und CSU im Wahlkampf als getrennte Parteien auftraten und somit auch zum Beispiel über ein entsprechend höheres Budget an Sendezeit in den einschlägigen Wahlkampfsendungen und bei der Wahlwerbung im Fernsehen verfügten, zugleich aber auch die Vorteile einer Fraktionsgemeinschaft nutzten. Rechtlich fällt diese Regelung in das Selbstorganisationsrecht des Bundestages und ist als solche nicht zu beanstanden.


Eine weitere Besonderheit der Fraktion ist, daß fraktionslose Abgeordnete ihnen beitreten können auch wenn sie nicht Mitglieder der jeweiligen Parteien sind. Fraktionen haben eine eigene, von der Partei unabhängige Möglichkeit der Mitgliedschaft. Auch hier gilt jedoch, daß in der Regel der Beitritt in eine Fraktion auch mit dem Beitritt in die jeweilige Partei einhergeht. Mitglieder, die eine Partei verlassen, verlassen in der Regel auch die Fraktion. Diese Erwägung wird weiter unten bei der Gründung des BSW noch eine Rolle spielen.


Die gewählten Abgeordneten sind laut Grundgesetz an Weisungen nicht gebunden und Vertreter des ganzen Volkes. Hier entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen der Mitgliedschaft der Abgeordneten in einer Partei und als Mitglied der Fraktion. Auf der einen Seite verdankt der Abgeordnete seine Mitgliedschaft im Bundestag in der Regel der Partei, die ihn nominiert und seinen Wahlkampf weitgehend finanziert. Auf der anderen Seite ist der Abgeordnete an Weisungen nicht gebunden und könnte grundsätzlich im Bundestag auch stets gegen das Programm der eigenen Partei stimmen und sich dabei auf sein Gewissen berufen.


Die politikwissenschaftliche und juristische Debatte um diese Frage füllt viele Bücher und Zeitungsaufsätze und soll deshalb hier nur kurz angesprochen werden. Grundsätzlich erkennt das Bundesverfassungsgericht an, daß eine Fraktionsdisziplin existieren darf, die in ihren Ausmaßen nicht gegen das verfassungsmäßig garantierte freie Mandat verstößt. Denn auch »[d]ie von Abgeordneten – in Ausübung ihres freien Mandats – gebildeten Fraktionen sind im Zeichen der Entwicklung zur Parteiendemokratie notwendige Einrichtungen des Verfassungslebens und maßgebliche Faktoren der politischen Willensbildung«.8 Damit erkennt das Bundesverfassungsgericht an, daß es für die Demokratie und für die politische Auseinandersetzung zwischen den Parteien notwendig und möglich sein muß, eine gewisse Treue zu den Programmen und Zielen der Partei auch von den Abgeordneten zu erwarten.


Es ist aus der hier vertretenen Sicht auch notwendig für die Partei im Wahlkampf, daß diese sich darauf verlassen kann, daß die eigenen Abgeordneten die politischen Ziele, die die Partei im Wettbewerb mit anderen Parteien im Ringen um die Mehrheit im Bundestag vertritt, im Falle der Regierungsmehrheit auch umsetzen kann. Weil in Deutschland ohnehin bedingt durch das Verhältniswahlrecht in der Regel Koalitionen regieren, werden allein durch diesen Umstand bereits die entsprechenden Kompromisse notwendig. Da gehört es zu den Voraussetzungen des Funktionierens dieses Systems, daß die Abgeordneten ein Mindestmaß an Loyalität zur Partei zeigen.


Um die Abgeordneten vor Einflüssen und Druck von außen – auch durch die eigene Partei – zu schützen, sind sie nur ihrem Gewissen unterworfen. Um diese Unabhängigkeit der Abgeordneten sicherzustellen, gibt es nur wenige Möglichkeiten, sie zur Aufgabe des Mandates zu zwingen. Tritt ein Abgeordneter aus der Partei aus, kann er dennoch in der Fraktion bleiben, soweit diese es duldet. Im Falle des Ausschlusses aus der Fraktion, hat diese in der Regel kein durchsetzbares Recht, die Rückgabe des Mandates von dem Abgeordneten zu verlangen. Der Abgeordnete verbleibt als fraktionsloser Abgeordneter im Bundestag. Er nimmt das Mandat sozusagen mit aus der Fraktion heraus.


Als Fraktionsloser Abgeordneter hat er weiterhin Rederecht im Bundestag, wird aber in den Debatten nur kurze Ausführungen machen können.


Fünf Prozent der Abgeordneten des Bundestags beträgt die Mindestgröße für eine Fraktion. Zieht eine Partei zum Beispiel über die Grundmandatsklausel in den Bundestag ein und erreicht diese Grenze nicht, kann sie als Gruppe im Bundestag mit reduzierten Rechten und entsprechend weniger finanziellen Mitteln anerkannt werden. Der Status als Fraktion kann auch im Laufe der Wahlperiode verlorengehen, wenn zum Beispiel bei einer Partei, die nur knapp über dieser Mindestgröße für eine Fraktion liegt, eine entsprechende Zahl von Abgeordneten ausscheidet. Im Gegenzug kann er auch erlangt werden, wenn Abgeordnete aus anderen Fraktionen zum Beispiel in Folge des Übertritts in die entsprechende Partei auch in die Fraktion wechseln.


In der Vergangenheit des Bundestages kam es seit der deutschen Einheit bereits mehrmals vor, daß solche Gruppen gebildet wurden. Bei der Wahl zum ersten gesamtdeutschen Bundestag wurde Deutschland in die Wahlgebiete Ost und West aufgeteilt, wobei für den Einzug in den Bundestag die Überwindung der Sperrklausel in einem der beiden Gebiete reichte. Hiermit sollte den Parteigründungen in den neuen Bundesländern der Einzug in den Bundestag ermöglicht werden. PDS und Bündnis 90 zogen in den Bundestag ein, hatten aber nicht genug Abgeordnete für die Fraktionsstärke und bildeten daher Gruppen im Bundestag. 1994 zog die PDS über die Grundmandatsklausel ein und bildete ebenfalls wieder eine Gruppe.


Die Konstituierung einer Gruppe im Bundestag setzt die Zustimmung der anderen Fraktionen voraus, mit denen letztlich auch über die Rechte und Möglichkeiten verhandelt wird. Unabhängig davon, daß die Gruppe an sich über weniger Rechte verfügt, bleiben die individuellen Rechte der Angehörigen der Gruppe als Abgeordnete unangetastet. Es gibt im Bundestag keine Abgeordneten erster und zweiter Klasse. Dies gilt auch für die Frage, ob ein Abgeordneter über ein Direktmandat oder über die Landesliste in den Bundestag eingezogen ist.


Eine Fraktion gehört organisatorisch nicht zur Partei, auch wenn die Mitglieder der Fraktion der Partei angehören. Die Fraktionen erhalten staatliche Gelder zur Finanzierung ihrer Aufgaben, die gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Abgeordnetengesetz (AbgG) nicht für Parteiaufgaben verwendet werden sollen. Diese Regelung soll verhindern, daß Parteien über die ihnen ohnehin zufließenden staatlichen Mittel sich indirekt über weitere staatliche Mittel der Fraktionen finanzieren. Überdies schützt diese Regelung auch die Fraktion vor Begehrlichkeiten der jeweiligen Partei und sichert ihre Unabhängigkeit.


Bereits angesprochen wurde die Möglichkeit, daß eine Partei über die Grundmandatsklausel in den Bundestag einzieht. Wenn eine Partei bei einer Bundestagswahl erfolgreich sein will, muß sie entweder die Sperrklausel überwinden, also mehr als fünf Prozent der Wählerstimmen erreichen, oder sie muß über die Grundmandatsklausel drei Direktmandate gewinnen. Im letzteren Fall zieht die Partei nicht nur mit den drei gewonnen Direktmandaten in den Bundestag ein, sondern sie nimmt entsprechend ihrem prozentualen Anteil der Zweitstimmen an der Verteilung der Sitze im Bundestag teil.


Die Linkspartei zog bei der Bundestagswahl 2021 über die Grundmandatsklausel in das Parlament ein. Weil die Linkspartei in Berlin zwei und in Sachsen ein Direktmandat gewann, war es ihr möglich, trotz 4.9 Prozent der Zweitstimmen in den Bundestag zu gelangen. Dabei erhielt die Partei bei der Zuteilung der Mandate so viele Abgeordnete, daß sie die Fraktionsstärke knapp erreichte.


Mit der Gründung des Bündnisses Sahra Wagenknecht mußten die Abgeordneten der neuen Partei die Fraktion der Linkspartei verlassen, obgleich Die Linke hierauf im Bundestag den Fraktionsstatus verlor und sich als Gruppe neu konstituierte. Diese Entscheidung der Linksfraktion, die abtrünnigen Abgeordneten nicht länger in ihren Reihen zu dulden, war nachvollziehbar, denn sie gehörten nunmehr einer Partei an, die in direkter Konkurrenz zur Linkspartei stand. Auch Sahra Wagenknecht bildete gemeinsam mit ihren Gefolgsleuten eine Gruppe des BSW im Bundestag.


Schon weit vor der Parteigründung des BSW beschloß der Bundestagswahlausschuß angesichts des Chaos bei den Wahlen im September 2021 in Berlin, in einem Teil der Abstimmungsbezirke die Wahl wiederholen zu lassen. Hiergegen klagte die CDU/CSU, unterlag jedoch weitgehend vor dem Bundesverfassungsgericht, das die Entscheidung des Ausschusses weitgehend bestätigte und nur einzelne Details an dem Beschluß änderte.9


Wäre die Wiederholung der Bundestagswahl in Berlin im gesamten Stadtgebiet angeordnet worden, wie es bei der Abgeordnetenhauswahl der Fall war (und wie es die Unionsparteien mit ihrer Klage vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die teilweise Wahlwiederholung angestrebt hatte), hätte die Möglichkeit bestanden, daß die Linkspartei in einem der beiden Wahlkreise Berlins, die sie im Jahr 2021 gewonnen hatten, das Direktmandat verlören. In dem Falle wäre die Linke nach Neuauszählung und Zuteilung der Mandate nur noch mit zwei Direktmandaten im Bundestag vertreten gewesen. Angesichts der geringen Zahl der Wahllokale und des Vorsprungs der beiden direkt gewählten Abgeordneten vor dem nächstplazierten Kandidaten erschien dieser Fall jedoch schon im Vorfeld der Wahlwiederholung am 11. Februar 2024 als eher unwahrscheinlich und trat am Wahltag auch nicht ein.


Wäre also der Fall eingetreten, daß die Linkspartei nur noch zwei Direktmandate erhalten hätte, wäre sie auch nur mit diesen beiden Abgeordneten noch im Bundestag vertreten gewesen. Dies hätte dann auch die abtrünnigen Abgeordneten der Wagenknecht-Partei betroffen, die 2021 noch als Mitglieder der Linkspartei in den Bundestag eingezogen waren. Denn die Wahlwiederholung bedeutet, daß die Wahl im Gegensatz zur Neuwahl so wiederholt wird, wie sie im Ausgangsjahr durchgeführt wurde. Es gibt also keine Neuaufstellung von Kandidaten für die Wiederholungswahl, sondern es treten auf den Landeslisten und Wahlkreisen die Kandidaten an, die auch bei der zu wiederholenden Wahl kandidiert haben. Das bedeutet im Ergebnis, daß auch die abtrünnigen Abgeordneten, soweit sie in Berlin kandidierten, erneut für die Linkspartei kandidiert hätten.


Um dies noch einmal zu verdeutlichen: Hätte die Linkspartei bei der Wahlwiederholung in Berlin ein Direktmandat verloren, hätten nicht nur alle Abgeordneten der Gruppe der Linkspartei ihre Mandate verloren, sondern auch die Abgeordneten der Gruppe des BSW, die allesamt auf den Listen der Linkspartei in den Bundestag eingezogen waren. Die innere Logik dieser Regelung liegt darin, daß es in einem solchen Fall natürlich nicht möglich sein kann und darf, mit der Neugründung einer Gruppe oder Fraktion den Verlust des Mandates durch eine demokratische Wahl abzuwenden. Das Mandat wird durch die Wähler erteilt und kann in einem solchen wie dem hier geschilderten Fall auch wieder entfallen. Insofern hatte Sahra Wagenknecht durchaus Grund zu sagen, daß sie der Direktkandidatin der Linkspartei Gesine Lötzsch für die Wahl die Daumen drücke.10


Die Gründung einer Partei


Die Gründung einer Partei in Deutschland ist frei. Jeder kann eine Partei gründen. Die formalen Schwellen sind vergleichsweise niedrig. Gleichwohl ist eine bundesweite Parteigründung ohne finanzielle Mittel und ohne die entsprechenden Möglichkeiten, die Partei deutschlandweit zu bewerben, schwierig.


Zu den wesentlichen Grundvoraussetzungen für eine Parteigründung gehören ein Vorstand für die Partei, eine Satzung und ein Parteiprogramm sowie die Kandidaturen bei Wahlen. Parteien, die sechs Jahre lang weder zu einer Bundestags- noch einer Landtagswahl antreten, verlieren ihren Status als Partei (§ 2 Abs. 2 PartG).


Das Parteiengesetz (PartG) regelt die Voraussetzungen und Anforderungen an die Parteien. Der Name der Partei sowie deren Kurzbezeichnung muß sich von denen bestehender Parteien unterscheiden (§ 4 Abs. 1 PartG). Die Anforderungen an die Satzung der Partei sowie die Anforderung, daß die Partei über ein schriftliches Programm zu verfügen hat, sind in § 6 PartG geregelt. Die Anforderung, daß die innere Ordnung einer Partei demokratischen Grundsätzen zu entsprechen hat, ist in Art. 21 Abs. 1 Satz 3 Grundgesetz festgelegt. Dieser Absatz besagt überdies, daß die Parteien bei der politischen Willensbildung mitwirken und ihre Gründung frei ist.


Parteien, deren Ziel die Beeinträchtigung oder Beseitigung der demokratischen Grundordnung ist, werden in Art. 21 Abs. 2 GG für verfassungswidrig erklärt. Die Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit einer Partei kann ausschließlich das Bundesverfassungsgericht treffen. Neben dem unmittelbaren Verbot der Partei ist in den letzten Jahren die Möglichkeit hinzugetreten und verfassungsrechtlich normiert worden, den Parteien, die die demokratische Grundordnung beeinträchtigen oder beseitigen wollen, die staatliche Finanzierung zu entziehen. Einen Präzedenzfall hierzu bildet das Urteil des Zweiten Senats des Verfassungsgerichts vom 23. Januar 2024, nach dem der NPD, die sich in »Die Heimat« umbenannt hat, die staatliche Parteienfinanzierung gem. Art. 21 Abs. 3 Satz 1 GG für die Dauer von sechs Jahren entzogen wird.11


Aufwind hat die Diskussion um ein Parteiverbot der AfD nicht nur durch das Urteil gegen die NPD/Die Heimat erhalten, sondern auch nach den Recherchen von Correctiv, in deren Rahmen ein Treffen rechter Gruppierungen aufgedeckt wurde, die über die Möglichkeit diskutiert hatten, Migranten aus Deutschland zu deportieren einschließlich jener, die bereits deutsche Staatbürger geworden seien.12 Beteiligt an dem Treffen war auch die AfD, von denen die Landesverbände Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestuft wurden. Hier werden die weiteren Entwicklungen abzuwarten bleiben. Im November 2024 brachten 112 Abgeordnete des Bundestages in diesen einen Antrag ein, der die Einleitung eines Verbotsverfahrens gegen die AfD zum Ziel hatte. Über die Frage, ob ein solches Verbotsverfahren gegen die AfD angestrengt werden sollte, wurde seit Jahren gestritten und auch der Antrag der Abgeordneten im Deutschen Bundestag bedeutete noch nicht, daß tatsächlich ein solches Verfahren eingeleitet werden würde.


Die Möglichkeit, eine Partei vor dem Verfassungsgericht wegen derer demokratiefeindlichen Bestrebungen verbieten zu lassen, ist Ausdruck der wehrhaften Demokratie in Deutschland und eine Lehre aus der Zeit der NS-Diktatur. Sie soll ermöglichen, den Anfängen zu wehren und es nicht so weit kommen zu lassen, daß verfassungsfeindliche Parteien durch demokratische Wahlen in eine Position kommen, in der sie die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik beseitigen können.


Das Parteiengesetz regelt auch die Struktur und die Organe der Parteien. Der Vorstand einer Partei muß aus mindestens drei Mitgliedern bestehen (§ 11 Abs. 1 PartG).


Parteien unterliegen in Deutschland hinsichtlich der Transparenz ihrer finanziellen Mittel besonderen Regelungen, die sich von denen von Vereinen unterscheiden. Die Wähler sollen wissen, woher die Partei ihre finanziellen Mittel bezieht und wer möglicherweise mit Spenden oder auch Großspenden Einfluß auf deren Politik nimmt oder zu nehmen versucht. Dies unterscheidet Parteien auch von (kommunalen) Wählergruppen oder Wählervereinigungen, die nicht den strengen Transparenzpflichten der Parteien hinsichtlich ihrer Finanzierung unterliegen. § 24 PartG schreibt in dieser Hinsicht vor, was der Rechenschaftsbericht einer Partei enthalten muß.


Eine Partei kann zunächst auch als Verein gegründet werden, der dem Vereinsrecht unterliegt. Mit der Parteiwerdung des Vereins finden allerdings die strengeren Regeln des Parteigesetzes Anwendung. Gleiches gilt, wenn sich eine Wählergruppe oder eine Wählervereinigung entschließt, als Partei aufzutreten.


Der Parteienstatus wirkt sich auch auf die Möglichkeiten aus, Parteien zu verbieten. Vereine können durch das Innenministerium verboten werden, Parteien können jedoch bei den entsprechenden Bestrebungen zur Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nur durch das Bundesverfassungsgericht für verfassungsfeindlich erklärt und verboten werden (Art. 21 Abs. 4 GG).


So wurde die rechtsextreme Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP) durch das Bundesministerium des Innern verboten, nachdem das Bundesverfassungsgericht mit Beschluß vom 17. November 1994 ein Verbot der FAP mangels Parteieigenschaft abgelehnt hatte.13 In dem Beschluß legte das Bundesverfassungsgericht dar, welche Anhaltspunkte es gib, ab wann einen Partei als solche zu behandeln ist, und ab wann eine Partei ihre Parteieigenschaft verliert. Hierzu zitierte das Bundesverfassungsgericht zunächst das Parteiengesetz:


»Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluß nehmen und an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten (§ 2 Abs. 1 Satz 1 PartG).«14


Nicht nur ist die Teilnahme an Wahlen für die Parteien wesentlich, sondern auch ihre Funktionen zwischen den Wahlen, sich an der Willensbildung der Bürger zu beteiligen und daran mitzuwirken Probleme zu erkennen und an deren angemessenen Lösungen mitzuwirken und somit auch politische Ziele zu formulieren.15 »Die Parteien müssen darauf bedacht sein, die im Volk vorhandenen Meinungen, Interessen und Bestrebungen zu sammeln, in sich auszugleichen und zu Alternativen zu formen, unter denen die Bürger auswählen können (...)«16


Dabei müssen die Anforderungen an Parteien, die sich im Stadium der Gründung befinden, zunächst modifiziert werden, weil von ihnen nicht erwartet werden könne, daß sie allen Anforderungen in dem Umfang, der an etablierte Parteien gestellt wird und werden kann, erfüllen.17 Wenn auch beachtet werden muß, daß Parteien in der Gründungsphase Zeit brauchen, um die Organisation aufzubauen, die sie benötigen, um ihre Funktion im Parteiensystem brauchen, darf erwartet werden, daß im Laufe Zeit diese mehr und mehr in der Lage sind, ihre sich aus dem Parteien- und Grundgesetz ergebenen Aufgaben zu erfüllen.18


Erweise sich also eine Partei dauerhaft wegen einer schwachen Organisation außerstande, politisch zu handeln, verlöre sie auch dann ihren Status als Partei, wenn sie weniger als sechs Jahre an den Wahlen nicht teilgenommen hätten. Es komme auf die tatsächlichen Verhältnisse an, und wenn diese sich so darstellten, daß eine schwache Mitgliederbasis und durchgehend fehlende finanzielle Mittel ein wirksames politisches Handeln ausschließen, wäre eine Partei nicht mehr als solche zu betrachten.19


Es ist also geboten, bei Parteigründungen zu berücksichtigen, daß diese nicht unmittelbar sofort eine Organisation und Fähigkeiten bereitstellen können, die denen etablierter Parteien gleichen. Das Verfassungsgericht formuliert in seinem Beschluß aber doch die Erwartung, daß sich die neu gegründeten Parteien bemühen, im Laufe der Zeit die in Verfassung und Parteiengesetz vorgesehenen Fähigkeiten zu erlangen und entsprechend an der Willensbildung des Volkes teilzunehmen. Mit fortschreitender Parteiwerdung neuer Gründungen steigen somit auch die Ansprüche an die Partei hinsichtlich Organisation, Mitgliederbasis und Fähigkeiten, Kandidaten zu den Bundes- und Landtagswahlen aufzustellen.


Der im Parteiengesetz eingeräumte Zeitraum von sechs Jahren, innerhalb derer Parteien an Wahlen teilnehmen und Rechenschaftsberichte einreichen sollen (§ 2 Abs. 2 PartG), ist hier nur ein Anhaltspunkt. Zeigt sich im Laufe der Zeit, daß eine Partei so gar keine Fortschritte oder gar Rückschritte macht, verliert sie das Parteienprivileg und unterliegt somit nur dem Vereinsrecht. Zwar sind dann auch die Anforderungen an die Transparenz geringer, gleichwohl entfällt auch der besondere Schutz, den Parteien in Deutschland genießen. Ein Verbot des Vereins wegen verfassungswidriger Bestrebungen kann somit durch den Innenminister ausgesprochen werden und bedarf keines Verfahrens mehr vor dem Verfassungsgericht.


Dies ist letztlich auch der Grund, aus dem Parteien strengeren Transparenzregeln insbesondere hinsichtlich der Finanzierung und der Annahme von Spenden unterliegen als Bürgerinitiativen, die zur Kommunalwahl antreten. Letztere sind gerade keine Parteien sondern Vereine, auf die das Parteigesetz keine Anwendung findet, was für die Bürgerinitiativen entsprechend des Vereinsgesetzes einen schwächeren Schutz als für Parteien bedeutet.


Parteiquerulanten


Parteien haben grundsätzlich die Möglichkeit, frei zu entscheiden, wer Mitglied wird und wer nicht. Die Aufnahmeverfahren der Parteien sehen in der Regel eine Prüfung des Bewerbers vor Ort vor. Meistens wird jedoch jeder, der einer Partei beitreten will, aufgenommen, weil ein individuelles Bewerbungsverfahren zu aufwendig wäre und möglicherweise auch abschreckend wirken könnte. Ist jedoch bekannt, daß ein Bewerber nicht zur Partei paßt, hat die Partei die Möglichkeit, die Aufnahme des Bewerbers zu verweigern. Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Mitgliedschaft, wenn die Partei im Aufnahmeverfahren entscheidet, daß der Bewerber nicht aufgenommen werden soll. Dies dürfte allerdings in erster Linie bei Personen geschehen, die in der Öffentlichkeit bereits von sich Reden gemacht haben und von denen gegebenenfalls bekannt ist, daß sie eine querulatorische Ader haben.


Anders sieht es bei einem Parteiausschluß aus. Ist ein Bewerber erst einmal Mitglied der Partei geworden, ist der Ausschluß eines Parteiquerulanten in der Regel eine langwierige und für die Partei unangenehme Angelegenheit, denn der Auszuschließende hat die Möglichkeit, zunächst innerhalb der Partei durch die Instanzen der Schiedsgerichtsbarkeit auf Verbleib in der Partei zu klagen, um sich anschließend noch an die Verwaltungsgerichtsbarkeit bis hin zum Verfassungsgericht zu wenden.


Warum aber bleiben Parteiquerulanten in der Partei, wenn sie sich dort in der Regel ausgegrenzt, gemobbt oder verfolgt fühlen? Dies dürfte vor allem damit zusammenhängen, daß die Fortsetzung der Parteimitgliedschaft in der Regel zu ihrer Strategie der persönlichen Profilierung in der Öffentlichkeit gehört. So lange der Konflikt um die Querulanten andauert, ist ihnen die öffentliche Aufmerksamkeit sicher. Wechseln sie in eine Partei, die ihren Auffassungen stärker entspricht, versinken sie eher in der Bedeutungslosigkeit.


Nahezu alle etablierten Parteien haben bereits Erfahrungen mit Querulanten in den eigenen Reihen gemacht. Prominente Beispiele sind unter anderem Thilo Sarrazin in der SPD, Hans-Georg Maaßen in der CDU, Boris Palmer bei den Grünen und Sahra Wagenknecht in der Linkspartei.


Gegen den ehemaligen Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen und Wirtschafts- und Arbeitsminister Wolfgang Clement wurde ein Parteiordnungsverfahren eingeleitet, weil er bei der Landtagswahl in Hessen 2008 von der Wahl der SPD abgeraten hatte. Clement war mit den energiepolitischen Zielen der Spitzenkandidatin Andrea Ypsilanti und ihrem Kandidaten für das Wirtschafts- und Umweltministerium, Hermann Scheer, nicht einverstanden und riet eine Woche vor der Landtagwahl von der Stimmabgabe für die SPD ab. Zu der Zeit war Clement Aufsichtsrat bei RWE und sah sich nach seiner Wahlempfehlung gegen die SPD mit Forderungen nach seinem Parteiausschluß konfrontiert.20 Für dieses parteischädigende Verhalten wurde er von der Schiedskommission gerügt und verließ beleidigt die Partei.


Auch Thilo Sarrazin sah sich wegen seiner Buchveröffentlichungen und den damit zusammenhängenden Erklärungen zur Migrationspolitik mit einem Ausschlußverfahren konfrontiert, das unter der Generalsekretärin Andrea Nahles mit einem Kompromiß endete und Sarrazin somit zunächst in der Partei bleiben durfte. Denn auch Sarrazin zeigte keine Bereitschaft, die Partei zu verlassen, was eben auch mit seinen Buchveröffentlichungen zusammenhing, die programmatisch mit den Zielen und Werte der SPD nicht zu vereinbaren waren. Jedoch war ihm als Parteimitglied die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit sicher, wenn er Titel wie »Deutschland schafft sich ab« veröffentlichte. Nach einem weiteren längeren Verfahren bestätigte die Bundesschiedskommission den Ausschluß Sarrazins, den die Schiedskommissionen auf Kreis- und Landesebene bereits beschlossen hatten.21


Auch Sahra Wagenknecht sah sich wegen eines Buches mit einem Antrag auf Parteiausschluß konfrontiert. Wegen der Veröffentlichung des Buches »Die Selbstgerechten« wollten einige Parteimitglieder Wagenknecht aus der Partei ausschließen lassen und ein Parteiausschlußverfahren gegen sie einleiten.22 Jedoch scheiterte dieser Versuch, Wagenknecht aus der Linkspartei auszuschließen.


Dabei war das Muster der Buchveröffentlichung ähnlich wie bei Sarrazin, denn Wagenknecht kritisierte in ihrem Buch sehr offen die Linkspartei für ihren politischen Kurs. Auch sie profitierte bei ihren Buchverkäufen davon, daß sie sich mit ihren Positionen quer zur Partei stellte und mit der Buchveröffentlichung eine weitere Eskalationsstufe der politisch-inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem Parteivorstand betrat. Am Ende wurde der Parteiausschluß von der Landesschiedskommission Nordrhein-Westfalen abgelehnt und erübrigte sich ohnehin nunmehr durch ihren Austritt zwecks Gründung einer eigenen Partei.


Auch Hans-Georg Maaßen wurde von der CDU aufgefordert, die Partei zu verlassen. Sollte er dies innerhalb des gestellten Ultimatums nicht tun, wurde ihm ein Parteiausschlußverfahren angedroht. Maaßen ließ das das Ultimatum verstreichen, verließ nun aber für die Parteigründung der WerteUnion die CDU.


Solche Parteiausschlußverfahren sind oftmals für die Partei unangenehm, weil solche Verfahren insbesondere für den Betroffenen eine erhebliche Öffentlichkeit und damit auch falsche Solidarisierungen schaffen. Überdies besteht im Rahmen einen solches Verfahrens für den Auszuschließenden die Möglichkeit, sich ausgiebig als Opfer des Parteivorstandes und/oder der klagenden Parteiorgane zu inszenieren. Insbesondere wenn sich der Betroffene durch alle Instanzen klagt und dann gegebenenfalls noch die Gerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht anruft, kann sich ein solches Verfahren über eine lange Zeit hinziehen und damit auch in der Öffentlichkeit immer wieder für Aufmerksamkeit sorgen. Daß Parteigremien angesichts dieser Perspektive eher einen Kompromiß statt eines langen Verfahrens anstreben, ist durchaus nachvollziehbar, auch wenn dies zu Unzufriedenheit bei jenen führt, die ein solches Verfahren befürworten. Angesichts der Schwierigkeiten, die ein solches Verfahren mit sich bringt, dürfte aus Sicht des Parteivorstandes ein Kompromiß in der Regel dem Scheitern eines Parteiausschlusses vorzuziehen sein.
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Überblick: Die Linkspartei


Die Linkspartei entstand aus einem Zusammenschluß der Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit (WASG) und der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) im Jahre 2007. Die WASG wurde von Sozialdemokraten und Gewerkschaftern gegründet, die den neoliberalen Kurs der SPD im Rahmen der Agenda 2010 der Regierung Schröder ablehnten. Die Gründer und Mitglieder der Wahlalternative strebten mit der Parteigründung eine linke sozialdemokratische Politik an, die die öffentliche Kritik an den Sozialstaatsreformen der Regierung Schröder aufgreifen sollte.


Dabei waren die Ursprünge beider Parteien unterschiedlicher als sie kaum seien konnten. Während die WASG eine Neugründung überwiegend in Westdeutschland war, hatte die PDS ihre Wurzeln in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR). In einem Überblick soll nun die Entwicklung der Linkspartei beschrieben werden. Im Kern geht es bei dieser kurzen Übersicht darum zu zeigen, welche Entwicklung die Partei im Hinblick auf ihre Etablierung im bundesdeutschen Parteiensystem genommen hat, insbesondere bezüglich der Entwicklung einer Oppositions- zur Regierungspartei. Denn auch diese Frage war in der ehemaligen PDS durchaus umstritten.




Erbe der DDR


Die PDS ging aus der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) der DDR hervor. Die Führungskader der SED wurden teilweise vor Gericht gestellt. Nach einer längeren Übergangszeit hatte sich die SED vom belasteten personellen Erbe der Partei zumindest an den Führungsspitzen und in den Entscheidungsgremien weitgehend getrennt und bemühte sich darum, die Partei als solche zu demokratisieren. Weil die neue Parteiführung nicht die Flucht vor der Vergangenheit antreten wollte, nannte sie sich zunächst SED.PDS und schließlich, nach einer Übergangszeit nur noch PDS.


In der Umbruchszeit nach dem Untergang der alten DDR stand die Wahl einer demokratischen Volkskammer auf der Tagesordnung der Politik der DDR, an der auch die PDS teilnahm und in Fraktionsstärke in die Volkskammer einzog.


Neben der ehemaligen SED bestanden weiterhin die alten Blockparteien CDU, DBD,23 LDPD24 und NDPD,25 die allerdings mit den westlichen Parteien CDU (CDU, DBD) und FDP (LDPD, NDPD) fusioniert hatten, beziehungsweise im Vorfeld von Fusionen eng zusammenarbeiteten. Die SED/PDS hatte diesbezüglich keinen Partner im Westen. SPD und Grüne unterstützen und fusionierten später mit entsprechenden Parteineugründungen in der DDR, die teilweise noch vor dem Fall der Mauer als Oppositionsparteien gegründet worden waren.


Nach Vorwürfen ausgerechnet aus den Reihen von CDU und FDP, die SPD lasse die alten SED-Kader in die Partei eintreten, grenzte sich die SPD strikt von der SED/PDS ab und lehnte neben Aufnahmen ehemaliger Mitglieder dieser Partei auch die Zusammenarbeit ab. Diese, von CDU und FDP aufoktroyierte Linie führte im Ergebnis zur Schwächung der SPD, was auch das Ziel von Union und FDP war, die selbst keine Skrupel hatten, ehemalige Blockund damit Regierungsparteien der DDR aufzunehmen.


Sowohl CDU als auch FDP sahen weitgehend die Notwendigkeit der Aufarbeitung der nun gemeinsamen Vergangenheit der Blockparteien weitgehend nicht. Im »Dresdner Manifest« der CDU, mit dem auch die innerparteiliche Vergangenheitsaufarbeitung vorangebracht werden sollte, hieß es zur Verantwortung jener, die in das System der DDR verstrickt waren: »Wir bitten alle, die in Gesellschaft und Politik ein Amt bekleiden, ihr Verhalten in der Vergangenheit selbstkritisch zu überprüfen. Auch wer keinen Anlaß sieht, sich persönlich etwas vorzuwerfen, muß sich doch die Frage stellen, ob seine frühere Tätigkeit es seinen Mitbürgern heute schwer macht, neues Vertrauen zu gewinnen.«26 Damit wurde die Aufarbeitung der Rolle der CDU in der DDR zur Privatangelegenheit der Betroffenen. Die CDU selbst hatte die CDU der DDR und die Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) in ihre Reihe aufgenommen und damit auch die Struktur und die Vermögen der Parteien. So kam es auch immer wieder innerhalb der CDU zu Enttarnungen und Rücktritten von Politkern wegen derer Rolle und Verantwortung in der ehemaligen DDR.


Die Mitglieder der in der CDU aufgegangenen DBD hatten zu DDR-Zeiten das Privileg genossen, die Bezirksparteischulen der SED besuchen zu dürfen. Schon deshalb saßen in den neu gewählten Landtagen wohl in keiner Fraktion so viele gelernte Spätstalinisten wie in der CDU.27 Dies hinderte jedoch die Union nicht daran, die oben beschriebene Kampagne gegen die SPD zu führen und der PDS ihre Vergangenheit als SED in Wahlkämpfen vorzuhalten.


Auch im Wahlkampf war es für die Union sehr hilfreich, auf die bestehenden Strukturen und das Vermögen der Blockparteien zurückgreifen zu können, denn in vier von fünf Bundesländern stellte die Union den Ministerpräsidenten. Einzig in Brandenburg konnte der SPD-Politiker Manfred Stolpe die Regierung anführen. Hier hatten insbesondere die als Oppositionsparteien zum Regime aus SED und Blockparteien gegründeten Bewegungen und Parteien bedeutende Nachteile, denn sie verfügten eben nicht über eine etablierte Struktur in der DDR, sondern mußten diese erst aufbauen. Dies führte bereits bei der Volkskammerwahl zu Nachteilen dieser Parteien, die sich auch bei den ersten Landtagswahlen in den damals neu- oder wiedergegründeten Bundesländern fortsetzen.


Neustart in der Bundesrepublik


Bei der ersten gesamtdeutschen Wahl gelang der PDS über eine einmalige Sonderregelung der Einzug in den Bundestag, ebenso der Partei der DDR-Bürgerrechtler Bündnis’90, die zu der Zeit noch nicht mit den Grünen fusioniert hatte. Einmalig zur ersten gesamtdeutschen Wahl wurde aus Rücksicht auf die Parteien der DDR das Wahlgebiet aufgeteilt. So reichte es für den Einzug in den Bundestag aus, daß eine Partei entweder im ehemaligen Gebiet Westdeutschlands oder im ehemaligen Gebiet der DDR mindestens fünf Prozent der Stimmen erlangte.


Daß eine solche Sonderregelung notwendig war, zeigte das Wahlergebnis der Bundestagswahl 1990, denn Bündnis’90 kam im Gebiet der ehemaligen DDR auf 6.2 Prozent sowie die PDS auf 11.1 Prozent der Stimmen. Bundesweit erreichte das Bündnis’90 nur 1.2 Prozent und die PDS 2.4 Prozent. Ohne diese Sonderregelung hätten dem ersten Bundestag nach der Wiedervereinigung keine reinen Ost-Parteien angehört.


Im Verlauf der Wahlperiode vereinigten sich die Grünen und Bündnis‘90 zur Partei Bündnis‘90/Die Grünen. Als solche gelang ihr bei der Bundestagswahl 1994 der Sprung in den Bundestag mit einem bundesweiten Ergebnis von 7.3 Prozent. Die PDS gelangte über die Grundmandatsklausel bei einem Ergebnis von 4.4 Prozent in den Bundestag und war dort in Gruppenstärke vertreten. Vier Jahre später überwand die Partei erstmals bundesweit die Sperrklausel und zog mit 5.1 Prozent in den Bundestag ein. Bei der Bundestagswahl 2002 hingegen scheiterte die PDS erneut an der Sperrklausel. Weil auch nur zwei Abgeordnete der PDS direkt gewählt wurden, erreichte die Partei die notwendige Mindestzahl von drei Abgeordneten für die Grundmandatsklausel nicht und war nur mit den Abgeordneten Gesine Lötzsch und Petra Pau im Bundestag vertreten.


PDS und Linkspartei in den Bundesländern


Nach der Neu- beziehungsweise Wiedergründung der Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zog die PDS bei den Landtagswahlen 1990 in alle Landesparalmente der sogenannten »neuen Bundesländer« mit den folgenden prozentualen Anteilen ein: Brandenburg: 13.4%; Mecklenburg-Vorpommern: 15.7%; Sachsen: 10.2%; Sachsen-Anhalt: 12.0%; Thüringen: 9.7%.


Auch wegen der Strategie der Isolation der Partei durch die anderen Parteien war an eine Regierungsbeteiligung nicht zu denken und auch von weiten Teilen der PDS zunächst nicht gewollt. Zu einer indirekten Regierungsbeteiligung kam es somit zunächst nach der Landtagswahl 1994 in Sachsen-Anhalt, in deren Rahmen die PDS eine Minderheitsregierung aus SPD und Grüne tolerierte und unterstützte. Bei der Landtagswahl 1998 scheiterten die Grünen an der Sperrklausel. Die Bundes-SPD wünschte sich mit Blick auf die bevorstehende Bundestagswahl eine große Koalition zwischen SPD und CDU, weil sie fürchtete, daß eine Fortsetzung der Tolerierung durch die PDS der Union den Vorwand für eine weitere Rote-Socken-Kampagne liefern würde. Jedoch war das Verhältnis zwischen SPD und CDU in Sachsen-Anhalt politisch und auch auf der persönlichen Ebene so schlecht, daß Ministerpräsident Reinhard Höppner sich für die Fortsetzung einer Minderheitsregierung unter Tolerierung der PDS entschied.


Die erste formale Regierungsbeteiligung der PDS wurde 1998 in Mecklenburg-Vorpommern mit der SPD errichtet und dauerte zwei Wahlperioden an. In Berlin kam es von 2001 bis 2011 zu einer Koalition zwischen SPD und PDS, die sich in der Zeit zur Linkspartei wandelte. Zwischen 2009 und 2019 regierte die Linkspartei gemeinsam mit der SPD in Brandenburg. Eine rot-rot-grüne Koalition regierte Berlin von 2016 bis 2023. Im Dezember 2014 wurde mit Bodo Ramelow der erste Politiker der Linkspartei zum Ministerpräsidenten eines Bundeslandes in Thüringen gewählt. Seit 2019 regiert in Bremen die Linkspartei erstmals in einem westdeutschen Bundesland im Rahmen einer rot-rot-grünen Koalition mit. Bei der Bürgerschaftswahl 2023 wurde das rot-rot-grüne Bündnis in Bremen bestätigt und somit regiert auch die Linkspartei in ihrer zweiten Wahlperiode in diesem Bundesland mit. Im Saarland scheiterte 2009 eine rot-rot-grüne Koalition an den Grünen, die vornehmlich aus persönlichen Aversionen eine Koalition mit CDU und FDP einer Koalition mit SPD und Linkspartei trotz erheblich größerer politischer Übereinstimmungen vorzogen.


Insgesamt zeigte sich bis in die jüngere Vergangenheit, daß Regierungsbeteiligungen der Linkspartei an Normalität insbesondere in den neuen Bundesländern gewonnen hatten. Die im Dezember 2019 neu gewählte SPD-Führung aus Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans befürworteten eine Regierungskoalition aus SPD, Grüne und Linkspartei ausdrücklich auch auf Bundesebene. Mit der Entscheidung für Olaf Scholz als Kanzlerkandidat wurde diese Option jedoch frühzeitig verworfen.


Agenda 2010


Im Jahr 2005 zog die Linkspartei wieder in Fraktionsstärke in den Bundestag ein. Es handelte sich um die vorgezogenen Neuwahlen, die Bundeskanzler Gerhard Schröder mit einer Vertrauensfrage herbeiführte, die er im Bundestag verlor. Kritik wurde hieran von verschiedenen Seiten geübt, denn noch zuvor hatte die Regierung Schröder mit eigener Mehrheit Gesetzesvorhaben durch den Bundestag gebracht. Schon der Umstand, daß er nach der Wahlniederlage der Sozialdemokraten in Nordrhein-Westfalen Neuwahlen angekündigt hatte, belegte hinreichend, daß es sich um eine fingierte Vertrauensfrage handelte, die den Zweck hatte, Neuwahlen herbeizuführen, obwohl das in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland eigentlich nicht vorgesehen war und bis heute ist.


Zum einen wollte Gerhard Schröder die parteiinternen Debatten um den Kurs der SPD beenden und damit seine Agenda 2010 retten, denn innerparteilich gab es bereits Forderungen, diese zu ändern und/oder zu revidieren. Auf der anderen Seite setzte die Ankündigung auch PDS und WASG unter Druck, die Vereinigung schnell zu vollziehen, um zur Bundestagswahl 2005 antreten zu können. Ursache für die Gründung der WASG und dem Zusammenschluß dieser Partei mit der PDS zur Linkspartei war die Agenda 2010.


Die von Gerhard Schröder vorgestellte und innerparteilich durchgesetzte Agenda 2010, die Kürzungen im sozialen Bereich und mit den Gesetzen für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (sogenannte »Hartz-Gesetze«) zu mehr Druck auf Arbeitslose führte, löste innerhalb der SPD scharfe Kritik und Widerstände aus. Am Ende konnte Gerhard Schröder für seine Reform-Agenda innerparteilich die notwendigen Mehrheiten gewinnen, was zu erheblichen Verwerfungen in der Partei und der Neugründung der Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit (WASG) durch linke Sozialdemokraten und Gewerkschafter führte.


Die Agenda 2010 folgte Schröders Konzept einer »modernen Sozialdemokratie«, in dem von Kritikern im Wesentlichen ein sozialdemokratischer Neoliberalismus gesehen wurde. Die Vorstellung einer »modernen Sozialdemokratie« entwickelte Gerhard Schröder zusammen mit dem britischen Premierminister Tony Blair, der seine Labour-Party als »New Labour« bewarb, was mit einem Kurswechsel hin zu einer neoliberalen Politik einherging. Das gemeinsame Papier von Gerhard Schröder und Tony Blair wurde als Kampfansage gegen die sogenannten »Traditionalisten« betrachtet, die weiterhin auf einen starken Sozialstaat und staatliche Regulierung der Märkte setzten.


Nach der Bundestagswahl 2002 kündigte Gerhard Schröder während einer Regierungserklärung an: »Wir werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen«.28


Mit den sogenannten »Hartz-Gesetzen« wurde im wesentlichen das »Fördern und Fordern« verbunden, was unter anderem darin bestand, daß der Qualifikationsschutz für Arbeitslose aufgehoben und jede »zumutbare Arbeit« angenommen werden mußte. Zumutbar in diesem Sinne war jede Arbeit, die nicht sittenwidrig war. Mit diesem Konzept wurde die Vorstellung verlassen, daß Menschen, die ihre Arbeit verloren, eine längere Zeit gewährt wurde, um eine neue Arbeit zu finden, die ihren Qualifikationen und dem Einkommen der bisherigen Arbeit entsprach. Vorrang war jetzt die schnelle Vermittlung in irgendeine Arbeit, die auch zu erheblichen Qualifikations- und Einkommensverlusten führen durfte. Wer sich der Aufnahme einer solchen Arbeit verweigerte, weil er seine Qualifikation und seinen Lebensstil schützen wollte, wurde mit finanziellen Sanktionen belegt.


Zur Schaffung des sogenannten »Arbeitslosgeld II« wurden die Sozialhilfe und die bisherige Arbeitslosenhilfe auf dem niedrigeren Niveau der Sozialhilfe zusammengelegt. Um nach dem Auslaufen des Arbeitslosengeldes I diese Leistung zu erhalten, mußte eine umfangreiche Offenlegung der finanziellen Verhältnisse vor den in Arbeitsagenturen umbenannten Arbeitsämtern vorgelegt werden. Mit der Verwaltungsreform sollte eine umfassende »Modernisierung« der als altbacken geltenden Arbeitsämter vorgenommen werden.


Arbeitslose, die »zumutbare Arbeit« ablehnten oder Pflichtversäumnisse begingen (wie die unentschuldigte Nichtwahrnehmung von Termin beim Jobcenter), konnte die laufende Zuwendung gekürzt werden. Zahlreiche Maßnahmen der Jobcenter wurden im Klageweg von den Sozialgerichten wieder revidiert. Schließlich folgte ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das die Praxis der Leistungskürzungen beschränkte und klarstellte, daß das verfassungsrechtlich abgesicherte Existenzminimum grundsätzlich nicht gekürzt werden dürfe; Sanktionen unterlägen strengen Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit.29


Aus Protest gegen diese Reformen gründete sich die Initiative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit aus linken Sozialdemokraten und Gewerkschaftern. Dieser Verein, der später Partei wurde, vertrat ein Gegenkonzept zu den Sozialreformen Schröders. Nach der Parteiwerdung und anfänglich eher schwachen Wahlergebnissen kamen die Verantwortlichen von WASG und PDS zu dem Schluß, daß nicht nur die Gemeinsamkeiten im Hinblick auf die Ablehnung der Schröder’schen Politik und der dazu möglichen Alternativen groß sei, sondern daß ein Zusammenschluß der beiden Parteien auch zu besseren Wahlergebnissen führen würden, als wenn beide Parteien weiterhin um die gleiche Wählerklientel konkurrierten.


Bei der durch die verlorene Vertrauensfrage Schröders herbeigeführten Neuwahlen zum Bundestag im Herbst 2005 konnte die neue Linkspartei mit 8.7 Prozent in den Bundestag einziehen und waren somit sogar stärker als die Grünen, die bei der Bundestagswahl auf 8.1 Prozent kamen.


Zu ersten Vorsitzenden der neu gegründeten Linkspartei wurden Oskar Lafontaine (WASG) und Gregor Gysi (PDS) gewählt. Bei der Bundestagswahl 2009 konnte die Linkspartei ein bundesweites Ergebnis von 11.9 Prozent erreichen – ihr bis heute bestes Ergebnis bei einer Bundestagswahl.


Bei den folgenden Bundestagswahlen holte die Linkspartei im Jahr 2013 8.6 Prozent und kam im Jahr unter dem Vorstandsduo Katja Kipping und Bernd Riexinger 2017 auf 9.2 Prozent. Mit diesem Ergebnis stabilisierte sich die Linkspartei bei knapp unter zehn Prozent und konnte im Hinblick auf die Bundestagswahl 2021 mit einer Perspektive einer Regierungsbeteiligung mit SPD und Grünen in den Wahlkampf gehen.


Hatte die SPD noch bei der Bundestagswahl 2017 eine Koalition mit der Linkspartei ausgeschlossen, zogen die Sozialdemokraten die Konsequenz aus der durch die Veränderungen im Parteiensystem zunehmenden Schwierigkeiten der Koalitionsbildung und öffneten sich unter bestimmten Bedingungen für eine Koalition mit der Linkspartei.30 Dies war letztlich auch der Suche nach einer Alternative zu weiteren großen Koalitionen mit der CDU/CSU geschuldet, in der die Sozialdemokraten die Rolle des Juniorpartners innehatten, was innerhalb der Partei als schädlich für mögliche Wahlerfolge galt.


Mit der Führungskrise innerhalb der SPD unter Andrea Nahles und der Wahl einer neuen Parteiführung mit Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans als Vorsitzenden-Duo rückte die Option einer rot-rot-grünen Koalition weiter in greifbare Nähe. Esken und Walter-Borjans befürworteten eine solche Konstellation ausdrücklich als Ausweg aus der babylonischen Gefangenschaft in einer großen Koalition mit der CDU/CSU.


Als sich das neue Führungsduo der SPD dann jedoch für Olaf Scholz als Kanzlerkandidaten für die Bundestagswahl 2021 entschied, rückte diese Möglichkeit einer rot-rot-grünen wieder in weite Ferne. Scholz, der dem konservativen ›Seeheimer Kreis‹ in der SPD angehört, zeigte sich von Anfang an skeptisch bezüglich einer Koalition mit der Linkspartei und favorisierte schon früh ein Bündnis aus SPD, Grüne und FDP. Nachdem auch bei den Grünen mit Robert Habeck und Annalena Baerbock das Spitzenteam im Wahlkampf mit Baerbock als Kanzlerkandidatin zwei sogenannte »Realos«, also konservative Grüne-Politiker, den Wahlkampf bestimmten, war die Option einer rot-rot-grünen Koalition obsolet. Baerbock und Habeck rückten angesichts der verteidigungspolitischen Ziele der Linkspartei offen von dieser Option ab.31


Weil in Wahlkämpfen auch immer die Machtperspektive für die Wähler eine Rolle spielt, schadeten diese Absetzbewegungen der potentiellen Partner SPD und Grünen auch den Wahlchancen der Linkspartei, die sich zu einer rot-rot-grünen Koalition im Wahlkampf bekannte. Vergleichbares war auch bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 2017 zu beobachten, als die SPD-Spitzen-kandidatin Hannelore Kraft eine Koalition mit der Linkspartei ausschloß und sich damit die Perspektive verbaute, eine rot-rot-grünen Regierung zu bilden. Die Linkspartei scheiterte mit 4.9 Prozent nur knapp an der Sperrklausel. Mit nur einem Prozentpunkt mehr hätte nach der Landtagswahl die Koalition aus CDU und FDP keine Mehrheit gehabt. Kraft trat nach der Wahlniederlage für die SPD zurück.


Bundestagswahl 2021


Im Vorfeld der Bundestagswahl veröffentlichte Sahra Wagenknecht ihr Buch »Die Selbstgerechten«, in der sie ihre Sicht auf die Politik darstellte. Überdies handelte es sich bei dem Buch um eine Abrechnung mit der Linken und richtete im Vorfeld der Bundestagswahl einen erheblichen Schaden an.32 Zu dem Zeitpunkt war der Konflikt zwischen Wagenknecht mit ihren Anhängern und dem Rest der Partei kaum noch zu überbrücken. Die Auseinandersetzung Wagenknechts mit den jeweiligen Parteivorständen bestimmte das Bild der Linken in der Öffentlichkeit und wurde seitens Wagenknechts mit der Veröffentlichung ihres Buches im Vorfeld der Wahl zugespitzt. Wegen dieser Buchveröffentlichung beantragten Mitglieder der Linkspartei, wie oben bereits ausgeführt, ein Parteiausschlußverfahren gegen Sahra Wagenknecht. Die Schiedskommission lehnte jedoch einen Parteiausschluß Wagenknechts ab.


Die Partei schaffte dennoch über die Grundmandatsklausel den Einzug in den Bundestag. In Berlin konnten Gregor Gysi und Gesine Lötzsch ihre Direktmandate verteidigen. Hinzu trat das Direktmandat, das Sören Pellmann im Wahlkreis Leipzig II gewann. Somit konnte die Linkspartei trotz eines Zweitstimmenergebnisses von 4.9 Prozent in den Bundestag einziehen und aufgrund von Sondereffekten, die noch zu beschreiben sind, Fraktionsstärke erlangen.


Innerhalb der Partei setzte sich der Konflikt um Sahra Wagenknecht fort und eskalierte. Auf Parteitagen konnte sich Wagenknecht mit ihren Politikzielen nicht gegen die Mehrheit der Delegierten in der Linkspartei durchsetzen. Im Frühjahr 2023 erklärte Wagenknecht erstmals öffentlich, daß sie über eine eigene Parteigründung im Laufe des Jahres entscheiden würde. Auch mit dieser Ankündigung richtete Wagenknecht einen erheblichen innerparteilichen Schaden an, denn die Debatten, ob, wie und wann sie eine solche Partei gründen würde, sollte die Linkspartei das Jahr über begleiten.


Im Herbst 2023 war es dann soweit. Nach einigem Hin- und Her und öffentlichkeitswirksamen Andeutungen gründete Sahra Wagenknecht den Verein BSW – Bündnis Sahra Wagenknecht, der die Parteigründung vorbereiten sollte. Auf einer Pressekonferenz teilte Sahra Wagenknecht mit weiteren Mitstreitern die Ziele des Vereins mit.


Zugleich wurde innerhalb der Linksfraktion und der Partei deutlich, daß deren Führungen und Mitglieder nicht tatenlos zusehen würden, wie Wagenknecht die Ressourcen der Linkspartei nutzt um eine Konkurrenzpartei aufzubauen. Auch wenn dies den Verlust des Fraktionsstatus‘ bedeutete, war sich die Linksfraktion einig, daß die Gründer und Unterstützer der Wagenknecht-Partei die Fraktion verlassen müssen.


Überdies herrschte in Partei und Fraktion eine sichtbare Erleichterung darüber, daß die innerparteilichen Auseinandersetzungen mit Wagenknecht und ihrem Lager nun ein Ende finden würde und die Partei zur Sacharbeit übergehen könne. Ankündigungen der Wagenknecht-Unterstützer, trotz des Parteiaustritts bei der Linken Fraktionsmitglieder bleiben zu können, wurden von der Fraktion zurückgewiesen. Dort herrschte das Interesse vor, die »gemeinsame Fraktion mit den intern als ›Wagenknechte‹ verspotteten Leuten so kurz wie möglich [zu] halten«.33 Daß es links der Ampel-Koalition im Bundestag keine Fraktion mehr geben werde, betrachtete Co-Fraktionsvorsitzender Bartsch als persönliche Niederlage, sah das Ende der Fraktion jedoch nicht als Ende der Linken an und gab das Ziel aus, 2025 wieder in Fraktionsstärke in den Bundestag einzuziehen.34


Forderungen aus der Linken, daß die abtrünnigen Abgeordneten des BSW ihre Bundestagsmandate an die Partei zurückgeben sollten, über deren Listen sie diese erhalten hatten, wurden von Wagenknecht und ihren Gefolgsleuten zurückgewiesen. Mit dem Ausscheiden von Sahra Wagenknecht und ihren Unterstützern verlor Die Linke im Bundestag den Fraktionsstatus und strebte einen Gruppenstatus an. Auch das BSW erklärte, im Bundestag eine Gruppe bilden zu wollen.


Für die Linkspartei folgte eine Zeit der Selbstfindung und des Wandels. Aufgrund schlechter Wahlergebnisse im Verlauf der Wahlen des Jahres 2024 erklärte das Vorstandsduo Martin Schirdewan und Janine Wissler, nicht erneut für den Vorstand der Linkspartei kandidieren zu wollen. Ihnen folgten auf einem Parteitag im Herbst, der einen Aufbruch der Partei symbolisierte, Jan van Aken und Ines Schwerdtner als Vorsitzende nach. Ihre Aufgabe würde es sein, die Partei erfolgreich in die vorgezogene Neuwahl zum Deutschen Bundestag im Februar 2025 zu führen.





23 Demokratische Bauernpartei Deutschlands, also der DDR.


24 Liberal-Demokratische Partei Deutschlands, also der DDR.


25 National-Demokratische Partei Deutschlands, also der DDR.


26 Ditfurth, Christian von: Blockflöten. Wie die CDU ihre realsozialistische Vergangenheit verdrängt. S. 12.


27 vgl. ebd. S. 36.


28 Deutscher Bundestag: Plenarprotokoll 15/32 vom 14.03.2003, S. 2479. Hervorhebungen im Original.


29 vgl. BVerfGE 152, 68-151, Leitsätze.


30 vgl. Nahles: Wir wollen keine Ausschließeritis mehr. Süddeutsche Zeitung, 14.11.2023, S. 1.


31 zu den Details dieser Debatten: Bercanay, Richard: Die Kanzlerkandidaten 2021, S. 130f.


32 vgl. Herrmann, Boris und Angelika Slavik: Der Eklat bin ich. Süddeutsche Zeitung, 24.10.2023, S. 3.


33 Herrmann, Boris und Angelika Slavik: »Eine Niederlage«. Süddeutsche Zeitung, 15.11.2023, S. 5.


34 vgl. ebd.










Von der Kommunistin zur Linkskonservativen


Das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) manifestierte sich nicht über Nacht als eine Herausforderung für die Linkspartei, sondern reifte nach und nach heran. Sahra Wagenknecht galt bereits als Vertreterin der Kommunistischen Plattform als eine Außenseiterin innerhalb der Führung der Linkspartei. Gleichwohl gelang es ihr, letztlich als Vertreterin eines nicht unwesentlichen Flügels der Linken auch in höhere Ämter zu gelangen. So wurde sie Co-Fraktionschefin der Linkspartei und hatte damit auch eine in der Öffentlichkeit herausragende Position inne.


In einem Interview mit der Süddeutschen Zeitung erklärte sie ihre politische Entwicklung von der »eiskalten Kommunistin« zur konservativen Linken. Sie sei nie Betonkommunistin gewesen und hätte die DDR bereits kritisiert, als diese noch existierte. Nach der Einheit habe sie als Trotzreaktion auf das Verhalten vieler Wendehälse die DDR schöngeredet.35 Daß sie die Welt jetzt anders sehe als mit Anfang zwanzig sei nicht ungewöhnlich.36


Sahra Wagenknecht ist laut ihrer Selbstauskunft im Kürschners Volkshandbuch des Deutschen Bundestages Ökonomin, hat Philosophie und Neuere Deutsche Literatur in Jena, Berlin und Groningen studiert und an der TU Chemnitz zum Dr. rer. pol. in Wirtschaftswissenschaften promoviert.37 Sie hat mehrere Bücher veröffentlicht, darunter die Titel »Reichtum ohne Gier!« (2016), Freiheit statt Kapitalismus (2012), Die Selbstgerechten (2021), Couragiert gegen den Strom (2017) und Kapitalismus, was tun? (2013).


Sie gehört durch ihre Buchveröffentlichungen und honorierten Vorträge zu den Besserverdienenden im Deutschen Bundestag mit ausgewiesenen Brutto-Nebeneinkünften von € 33 910.00 im Jahr 2021, € 734 841.99 im Jahr 2022 und € 18 008.24 im Jahr 2023 sowie € 35 333.09 im Jahr 2024 zusammen also € 822 093.32 in den Jahren 2021 bis 2024,38 wobei der Campus-Verlag, der auch »Die Selbstgerechten« im Jahr 2021 herausbrachte, in den Jahren 2022 bis 2024 die Summe von € 749 226.82 Brutto an Wagenknecht überwies. Die Vorträge fanden unter anderem statt vor der DEKA-Investmentkonferenz, DeKaBank, dem Swiss Rock Anlagesymposium, dem Unternehmertag am Tegernsee und dem Symposium »Let’s Talk – Wirtschaft im Dialog«.39 Zusammen mit den Abgeordnetenentschädigungen dürfte Wagenknecht somit seit Beginn der Wahlperiode 2021 rund 1.2 Millionen Euro eingenommen haben.


Die Abgeordnetenvergütungen lagen in den Jahren 2021 bis 2024 zwischen € 10 012.89 (2021) und € 11 227.20 (2024) Brutto monatlich und unterlagen der Einkommenssteuer. Ihre Höhe soll sicherstellen, daß die Abgeordneten nicht auf Zuwendungen Dritter oder auf Nebentätigkeiten neben dem Mandat angewiesen sind. Die Einkünfte Wagenknechts in den Jahren 2021 bis 2024 bestehen zu rund einem Drittel aus ihren Abgeordnetendiäten und zu rund zwei Drittel aus ihren Einnahmen aus Nebentätigkeiten. Auf der Liste der größten Nebenverdiener der Rechercheplattform Abgeordnetenwatch rangiert Wagenknecht damit auf Platz 11 der Spitzen-Nebenverdiener im Bundestag.40


Wagenknecht ist Mitglied des Bundestages seit Oktober 2009 und hatte auch in PDS und Linkspartei verschiedene Funktionen bekleidet. Sie trat 1989 in die SED ein und war »im PDS-Vorstand die eiskalte Kommunistin – und der Albtraum der Reformsozialisten um Gregor Gysi«.41 Die hier bezeichneten Reformsozialisten um Gregor Gysi wollten die PDS zu einer demokratisch-sozialistischen Partei umformen und strebten auch Regierungsverantwortung in den Bundesländern und im Ergebnis auch im Bund an. Als sich die PDS im Jahr 2001 anläßlich des 40. Jahrestages des Mauerbaus auf eine Beschluß einige, mit der die Partei erklärte, daß es keine Rechtfertigung für die Toten an der Mauer gebe, war Sahra Wagenknecht das einzige Mitglied im Parteivorstand, das dagegen stimmte.42


Mit ihrem Wandel von der Kommunistin zur Linkskonservativen, wie sie es selbst nannte, klangen die Thesen in ihren Büchern mehr nach Ludwig Erhard als nach Karl Marx. Mit der Veröffentlichung ihres Buches »Die Selbstgerechten«, in dem sie mit der Linken abrechnete, richtete sie einen maximalen Schaden in den eigenen Reihen an.43


Zweifelsfrei ist Sahra Wagenknecht eine begabte Rhetorikerin, zugleich aber zeigte sie sich in der Vergangenheit nicht integrationsfähig. Sie ist keine Freundin der Kompromisse sondern der reinen Lehre. Hierin dürfte auch einer der Gründe liegen, aus denen sie immer wieder zu eigenen Projekten neigte, wie die Sammlungsbewegung ›Aufstehen‹ oder die Organisation der Demonstration gegen den Ukraine-Krieg gemeinsam mit Alice Schwarzer. Wagenknecht war stets wichtiger, ihre eigene Position ungetrübt von Zugeständnissen an die Parteilinie darzustellen als im Interesse des gemeinsamen Ganzen Kompromisse einzugehen und auf andere Rücksicht zu nehmen. Daß sie sich nun auf den Weg gemacht hatte, eine eigene Partei zu gründen, mit der sie ihre (auch im Buch »Die Selbstgerechten dargestellten) Vorstellungen ungetrübt durchsetzen kann, paßte somit durchaus ins Bild ihres bisherigen Handelns in der Linkspartei und auch, wie weiter unten noch zu zeigen sein wird, in die Art und Weise, wie sie das BSW führen würde.


Ein erster Versuch von Sahra Wagenknecht, außerhalb der Linkspartei eigene Akzente zu setzen, war die Gründung der Sammlungsbewegung ›Aufstehen‹, die sie nach dem Vorbild der Gelbwesten in Frankreich gestalten wollte. In Frankreich kam es unter anderem nach einer Erhöhung der Benzinpreise zu wochenlangen Protesten der sogenannten »Gelbwesten-Bewegung«, die sich gegen die Regierung Macron richtete.


Auch dieses Projekt war ein alleiniges Projekt Wagenknechts, das mit der Parteispitze nicht abgesprochen war. Zugleich erwies sich, daß Wagenknecht zwar solche Projekte anstoßen konnte, zugleich aber nicht die Fähigkeit besaß, für die Stabilität der Bewegung zu sorgen, denn ›Aufstehen‹ »verzankte sich und versank bald im Obskuren«.44


Wagenknecht betonte auch auf dem Leipziger Parteitag 2018, daß das Projekt ›Aufstehen‹ kein Alternativprojekt zur Linken sein sollte, sondern daß es darum gehe, breiter und stärker zu werden, um die Politik in Deutschland zu verändern.45 Die Idee zu ›Aufstehen‹ habe Wagenknecht gemeinsam mit Oskar Lafontaine entwikkelt. Es sollte eine Sammlungsbewegung entstehen, »die die vernünftigen Leute der verschiedenen Parteien und die, die sich von ihnen längst abgewandt haben, zusammenbringt (...)«.46 Ziel war, so viel Schwung zu entfalten, daß sich SPD und Linke so veränderten, daß aus ihnen mehrheitsfähige Volksparteien würden.47


Kritik an dem Projekt wurde von verschiedenen Seiten geübt. So erklärte Sven Giegold, Spitzenkandidat der Grünen für das Europaparlament, daß jene, die eine Sammlungsbewegung initiieren möchten, zunächst aufhören müßten, alle abzuurteilen, die anderer Meinung seien als sie selbst. Überdies sei es eine Bewegung von oben nach unten statt von unten nach oben.48


Am Ende scheiterte das Projekt. Wagenknecht räumte ein, daß sie es nicht hinreichend vorbreitet, sondern sich darauf verlassen habe, daß sie viele gute Leute dabei gehabt hätten. Sie sei davon ausgegangen, daß ›Aufstehen‹ nach der Gründung eine Eigendynamik entwickeln würde.49 Dieses Scheitern hing auch damit zusammen, daß ihr das politische Handwerk fremd sei.50


Wagenknecht beklagte nach dem Parteitag in Leipzig 2018, daß dieser Züge einer öffentlichen Hinrichtung getragen habe, während die Partei bei 10 Prozent dümpelte mit der Tendenz eher abwärts.51 Diese Feststellung dürfte jedoch eher Teil der Selbstinszenierung als Opfer des Parteivorstandes sein, denn die Linkspartei verbesserte ihr Ergebnis bei der Bundestagswahl 2017 von 8.6 auf 9.2 Prozent. Entgegen der Wahrnehmung Wagenknechts war die Ära Kipping/Riexinger eine Zeit des Aufstiegs der Partei, die erst mit der Ablösung der beiden Vorsitzenden und der Verschärfung des Konflikts zwischen Wagenknecht und der Partei endete.




Wagenknechts Opposition in der Linkspartei


Sahra Wagenknecht fiel auch schon weit vor ihren Plänen zur Parteigründung innerhalb der Partei durch abweichende Meinungen auf. Wesentliche Stationen zum Bruch mit der Partei waren die Migrationspolitik und später auch der Ukraine-Konflikt, bei denen Wagenknecht nicht von ihrer eigenen Meinung abweichen, sondern die Partei auf ihren Kurs bringen wollte. In ihrem Buch »Die Selbstgerechten« kritisierte sie somit auch die eigene Partei und hielt ihr vor, politisch einen falschen Kurs eingeschlagen zu haben, während ihre Sichtweise auf die Rolle und die Positionen der Linkspartei »die richtige« war.


Dabei vertrat Wagenknecht schon lange vor dem Verfassen des Buches ihre migrationskritischen Ansichten. Schon vor dem Leipziger Parteitag 2018 hatte sie sich in dieser Frage dahingehend positioniert, sich gegen offene Grenzen auszusprechen und die Auffassung zu vertreten, daß »die Solidarität mit den Schwachen im eigenen Land zwangsläufig in eine Spannung zu jenen tritt, die ihre Heimatländer verlassen und ihr Heil in Europa suchen.«52 Lob für diese Position kam von der AfD – und ein Angebot zum Übertritt in die Alternative für Deutschland.53


Selbst nachdem Sahra Wagenknecht sich aus gesundheitlichen Gründen vom Co-Fraktionsvorsitz zurückgezogen und noch bevor sie die Sammlungsbewegung ›Aufstehen‹ gegründet hatte, blieb sie in der Öffentlichkeit präsent und erweckte damit durchaus den Eindruck, Repräsentantin der Linkspartei zu sein. Sie war ständig Gast in Talk-Shows und vertrat dort nicht etwa die Beschlüsse und Positionen der Partei, sondern jeweils ihre eigenen Auffassungen. Obwohl sie keine Funktion in der Partei bekleidete, wurde sie stets als Vertreterin der Linkspartei vorgestellt und auch in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Auch das Politbarometer des ZDF fragte in seinen monatlichen Umfragen weiterhin nach der Zufriedenheit mit ihr und ihrer Politik, so als sei sie noch aktive Politikerin der Linkspartei und damit weiterhin deren Repräsentantin. Auch nach der Gründung des BSW wird im ZDF weiterhin nach Wagenknecht als wichtigste Politikerin gefragt, während nach Repräsentanten der Linkspartei nicht gefragt wird, obgleich die Partei im Gegensatz zum BSW in den Bundestag gewählt wurde.54
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